
Wie schon bei vergangenen Wahlen hat der Verband 
Freier Berufe in Bayern den im Landtag vertretenen 
Parteien vor der Bundestagswahl auf den Zahn ge-
fühlt und gefragt, wie sie zu zentralen Fragen der Frei-
beruflichkeit stehen. CSU, SPD, Grüne, FDP und Freie 
Wähler haben zu den Wahlprüfsteinen des Verban-
des Freier Berufe in Bayern Stellung bezogen. Die AfD 
hat nicht geantwortet. CSU und Grüne haben sich auf 
die Beantwortung von nur acht statt zehn Fragen be-
schränkt. 

Der Verband Freier Berufe in Bayern (VFB) fordert von 
den Parteien, die Stellung der Freien Berufe und das 
System der beruflichen Selbstverwaltung zu stärken. 
Gefragt hat er deshalb auch nach Maßnahmen, die 
Selbstständigkeit fördern und wie die Parteien damit 
umgehen, wenn gewerbliche Anbieter freiberufliche 
Aufgaben der Daseinsvorsorge übernehmen – so etwa 
durch Medizinische Versorgungszentren oder General-
unternehmer. 

Auf den Zahn gefühlt haben die Freiberufler den Par-
teien auch, ob sie detaillierte Zusagen zu Bürokratie-
entlastungen geben können. Wahlentscheidend könnte 
für den einen oder anderen Freiberufler die Frage sein, 
ob eine Partei einen Einbezug der Freien Berufe in die 
Gewerbesteuer plant und welche Förderprogramme für 
selbstständige Unternehmen der Freien Berufe initiiert 
werden.

Mit Blick auf die freiberufliche Kulturszene während 
der Corona-Einschränkungen fordert der VFB die Par-
teien dazu auf, sich zu verbindlichen Honorarverein- 

barungen oder anerkannten Mindesthonoraren zu po-
sitionieren. Der VFB will außerdem wissen, ob Anreize 
für qualitätsvollen und bezahlbaren Wohnungsbau in-
klusive Versorgungsstrukturen im Programm der Partei 
stehen und ob sie Maßnahmen bei Förderprogrammen, 
Ordnungsrecht und Steuerpolitik ergreifen, um CO2-
Emissionen zu reduzieren und weitere Rahmenbedin-
gungen zur stärkeren Berücksichtigung von Nachhal-
tigkeitsaspekten beim Planen und Bauen schaffen. Der 
letzte Punkt der Wahlprüfsteine fordert zeitnahe Zusa-
gen für flächendeckende Voraussetzungen zur Digita-
lisierung und wie die Parteien die Versorgung mit ent-
sprechenden Netzen in allen Landesteilen in der Fläche 
sicherstellen wollen.
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 CSU
Die CSU bekennt sich zu den Kammern und will auch auf 
europäischer Ebene weiterhin für das Kammersystem 
werben.

In Deutschland will die Partei einen neuen Gründer-
geist entfachen, zu Selbstständigkeit und Unternehmer-
tum motivieren. Unternehmensgründungen sollen in-
nerhalb von 24 Stunden per Online-Antrag möglich sein. 
Neben dem Ausbau des bereits bestehenden Zukunfts-
fonds sollen Wagniskapital- bzw. Beteiligungsfi nanzie-
rungen für technologieorientierte Jungunternehmen 
erweitert, die steuerlichen und administrativen Hürden 
für die Niederlassung großer Venture Capital Fonds 
hingegen abgebaut werden. Beteiligungen an Startups 
sollen erst dann besteuert werden, wenn aus den Be-
teiligungen Gewinne erzielt oder die Anteile veräußert 
werden. Die CSU will auch die Praktikabilität der Über-
tragung von Anteilen an Mitarbeiter deutlich verbessern 
und dafür eine eigene Anteilsklasse schaff en. Um den 
sozialen Schutz von Selbstständigen zu verbessern, will 
die CSU die Altersvorsorgepfl icht für alle Selbstständi-
gen einführen, die nicht bereits anderweitig abgesichert 
sind. Selbstständige sollen zwischen der gesetzlichen 
Rentenversicherung und anderen insolvenzsicheren 
und zugriff sgeschützten Vorsorgearten wählen können. 
An den berufsständischen Versorgungswerken hält die 
CSU fest.

Öff entliche Aufträge sollen schneller und effi  zienter ins-
besondere auch an Freiberufl er vergeben werden. Die 
Vergabe soll dabei verstärkt auf elektronischem Weg 
stattfi nden. Die CSU plädiert für eine Entlastung von 
Bürokratiekosten in Milliardenhöhe. Sie will ein büro-
kratiefreies Jahr nach Gründung einrichten und im zwei-
ten Gründungsjahr bürokratische Belastungen auf ein 
Minimum reduzieren. Unter anderem sollen die Be-
richtspfl ichten für die amtliche Statistik um 25 Prozent 
reduziert und auch EU-Vorgaben entbürokratisiert wer-
den. Eine Gewerbesteuerpfl icht für Freie Berufe lehnt 
die CSU ab.

Sie will themen- und technologieoff ene Projektförde-
rungen stärken, die vor allem für den Mittelstand wich-
tig sind und dazu die bewährten Programme ausweiten. 
Anstelle von Kostenzuschüssen soll ein Teil der Förde-
rung von den erzielten und im Unternehmen verbliebe-
nen Gewinnen abhängig gemacht werden. 

Bis 2025 sollen nach dem Willen der CSU mehr als 1,5 
Millionen neue Wohnungen entstehen. Das Wohngeld 
soll ab 2022 regelmäßig angepasst werden. Die CSU 
tritt zudem für die Wiedereinführung einer degressiven 
Abschreibung für den Mietwohnungsneubau ein. Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren sollen beschleu-
nigt und die Anzahl der Bauvorschriften signifi kant ver-
ringert werden.  

schaff t und aus dem Bundeshaushalt fi nanziert werden. 
Die SPD verspricht, die Versorgung aller Haushalte 

und Unternehmen mit einer Bandbreite von mindes-
tens einem Gigabit pro Sekunde zu garantieren – durch 

Die Grünen wollen die Freien Berufe und ihre Selbst-
verwaltung auf nationaler und europäischer Ebene 
stärken. Sie setzen sich für transparente Kammern 
ein, die die Interessenvielfalt ihrer Mitglieder adäquat 
widerspiegeln. Sie stehen für Qualitätswettbewerb statt 
Preisdumping. 

Mit einem Dreiklang aus weniger bürokratischen Las-
ten, einer innovationsfreundlichen Steuerpolitik sowie 
schnelleren Planungen und Genehmigungen wollen die 
Grünen Selbstständigkeit fördern. Den Zutritt zur Arbeits-
losenversicherung für Selbstständige wollen sie in Zukunft 
erleichtern und aktiv fördern sowie die Leistungen verbes-
sern und an die von abhängig Beschäftigten angleichen. 

Bei der öff entlichen Vergabe wollen die Grünen die 
Berücksichtigung von sozialen und ökologischen Krite-
rien verbindlicher machen. Außerdem sollen die Unter-
nehmen zum Zug kommen, die tarifgebunden sind oder 
mindestens Tarifl öhne zahlen. Dafür setzen sie auf ein 
Bundestariftreuegesetz. Dadurch würden sich auch 
die Voraussetzungen für angemessene Honorare für 
Selbstständige verbessern. 

Abläufe und Regeln sollen nach den Vorstellungen 
der Grünen vereinfacht werden. Sie fordern außerdem 
einfachere Steuerregeln: Anschaff ungen bis 1.000 Euro 
sollen sofort abschreibbar sein. Zur Entlastung und För-
derung der Solo-Selbstständigen und Kleinstunterneh-
men soll die Gewinngrenze für die Buchführungspfl icht 
angehoben werden. Junge Unternehmen sollen in den 
ersten zwei Jahren bei Gründungen weitgehend von 
Melde- und Berichtspfl ichten befreit sein. 

SPD
Geht es nach der SPD, hat sich das System der berufl i-
chen Selbstverwaltung bewährt. Deswegen werde sich 
die SPD dafür einsetzen, dass es national als auch inter-
national gestärkt wird. Menschen, die selbstständig sein 
wollen, will die SPD bestmöglich unterstützen. Einen 
Trend, dass freiberufl iche Aufgaben der Daseinsvorsor-
ge durch gewerbliche Anbieter übernommen werden, 
kann die SPD nicht bestätigen. Die Kommunen will sie 
bei der Einrichtung und beim Betreiben der integrierten 
medizinischen Versorgungszentren stärken. Insgesamt 
will sie für eine bedarfsgerechte Grundfi nanzierung der 
Kliniken, den Erhalt der Versorgung inklusive des Aus-
baus der integrierten Versorgungszentren in den länd-
lichen Regionen sowie eine integrierte, bessere Notfall-
versorgung sorgen. Bei der Vergabe von Aufträgen an 
Generalunternehmen sieht die SPD einen gesetzgeberi-
schen Nachsteuerungsbedarf. 

Unnötige bürokratische Hürden sollen beseitigt wer-
den. Dafür seien in dieser Legislaturperiode durch das 
Bürokratieentlastungsgesetz wichtige Weichen gestellt 
worden.

Die SPD spricht sich klar für die Einbeziehung von 
Freiberufl ern in die Gewerbesteuer aus. Die zu zahlen-

de Gewerbesteuer soll aber auf die Einkommensteuer 
angerechnet werden. Ziel sei nicht die Mehrbelastung 
der Freien Berufe, sondern die Stärkung der Gewerbe-
steuer. Es handele sich im Ergebnis um eine Verlagerung 
der Steuereinnahmen von Bund und Ländern auf die 
Kommunen.

Den Digitalbonus auch für Freiberufl er zu öff nen, ist 
laut SPD eine Frage der Gerechtigkeit. Er soll den Freien 
Berufen deshalb zugänglich gemacht werden. 

Zur besseren sozialen Sicherung von freischaff enden 
Künstlerinnen und Künstlern will die SPD Mindestgagen 
und Ausstellungshonorare fest etablieren. Sie will die 
Kultur als Staatsziel im Grundgesetz verankern. 

Die SPD hält den Neubau von 100.000 Sozialwohnun-
gen jährlich für erforderlich. Um insbesondere jungen 
Familien den Weg zu den eigenen vier Wänden zu er-
leichtern, soll in angespannten Wohnlagen der Erwerb 
von Genossenschaftsanteilen erleichtert, Mietkaufmo-
delle gefördert werden.

Bis 2030 will die SPD fünf Millionen Häuser über inno-
vative Heiz- und Energiesysteme versorgen und zugleich 
Investitionen in Wärmenetze und Quartierskonzepte 
staatlich fördern. Die EEG-Umlage soll bis 2025 abge-

konkrete, gesetzlich festgelegte Ausbau- und Versor-
gungsverpfl ichtungen und entsprechende Zwischen-
ziele. Dazu will sie einen Sozialtarif für den Netzzugang 
schaff en.  

Bei der Gewerbesteuer sehen die Grünen eine er-
hebliche Ungleichbehandlung. Da auch Selbstständige 
und Angehörige der Freien Berufe die kommunale Infra-
struktur nutzten, erscheint ihnen die unterschiedliche 
Behandlung nicht mehr zeitgemäß. Sie stehen einer Re-
form off en gegenüber. 

Förderprogramme und Investitionszuschüsse wollen 
die Grünen für KMU einfacher zugänglich machen. Da-
für sollen Förderungen unbürokratisch und digital be-
antragt werden können. Außerdem fordern die Grünen 
ein unbürokratisches und zinsloses Gründungs- und 
Neustartkapital in Höhe von 25.000 Euro für diejeni-
gen, die nach der Krise den Schritt in die Selbstständig-
keit oder einen unternehmerischen Neustart wagen. 
Im Programm haben die Grünen auch einen staatlichen 
Wagniskapitalfonds zur Finanzierung von Startups und 
einen höheren steuerlichen Freibetrag für die Überlas-
sung von Mitarbeiterbeteiligungen. 

Die Grünen sind für Honorarvereinbarungen zum 
Beispiel bei Künstlern. Unfaires Preis-Dumping wollen 
sie durch ein allgemeines Mindesthonorar für zeitba-
sierte Dienstleistungen unterbinden. 

Die Grünen wollen die Mittel für den sozialen Woh-
nungsbau deutlich erhöhen und die Kommunen unter-
stützen, ihre Wohnungsgesellschaften und gemeinwohl-
orientierten Baugenossenschaften zu stärken. Das Ziel 
ist eine neue Wohngemeinnützigkeit für eine Million zu-
sätzliche Mietwohnungen. Dafür soll die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben Flächen zukaufen und an ge-
meinwohlorientierte Träger übertragen.  

 Bündnis 90 / Die Grünen

FDP
Die FDP will die Freizügigkeit und Dienstleistungsfrei-
heit für Freie Berufe und Selbstständige sichern und er-
leichtern.

Und sie will Selbstständigkeit und Unternehmertum 
stärken. Sie hält eine stärkere fi nanzielle Entlastung für 
Unternehmen auch als Stärkung der Freien Berufe für 
notwendig.

Medizinische Notdienste müssen ihrer Ansicht nach 
stärker als bisher angemessen honoriert, hemmende 
Bürokratie abgebaut werden. 

Am Kammersystem hält die FDP fest.
Für die vielen kleinen Architektur-, Ingenieur- und 

Planungsbüros fordert die FDP Unterstützung bei der 

Einführung der neuen digitalen Arbeitsmethode Buil-
ding Information Modeling, die das Planen, Bauen und 
den Betrieb revolutionieren werde. Deshalb seien ins-
besondere gemeinsame Schnittstellen und Standards 
erforderlich, um Markteintrittsbarrieren für Kleine und 
Mittlere Unternehmen zu verhindern. 

Generell setzt die FDP sich für eine qualitativ hoch-
wertige und wohnortnahe medizinische Versorgung ein. 

Die Wahl eines Vergabeverfahrens sollte nach Auf-
fassung der FDP immer projektabhängig sein. 

Die FDP will Selbstständigen mehr Freiraum für ihre 
Kernaufgaben schaff en und fordert für einen Zeitraum 
von fünf Jahren ein »one in, two out«: Für jede neue bü-
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rokratische Belastung müssen zwei alte gestrichen wer-
den. Sie unterstützt zudem die Forderung nach einem 
Normenkontrollrat auf europäischer Ebene. Weiteres 
Entlastungspotential sieht sie in der Aufhebung der 
Mindestlohn-Dokumentationspflichten, der Anhebung 
der Buchführungsgrenzen und einer Verkürzung der 
steuerlichen Aufbewahrungsfristen. Des Weiteren müs-
sen die Chancen von E-Government auf allen föderalen 
Ebenen zügig genutzt werden, um Verwaltungsvorgän-
ge zu vereinfachen und zu beschleunigen. Unterneh-
men sollen ihre Informationen nur einmal an den Staat 
übermitteln müssen und nicht mehrmals an verschie-
dene staatliche Stellen.

Das Ziel der FDP ist auch, im Zuge der angestrebten 
Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung in Eu-
ropa den deutschen Sonderweg der Gewerbesteuer zu 
beenden. Die Finanzierung der Kommunen soll auf eine 
neue Grundlage gestellt werden. 
Die FDP will auch eine allgemeine Entlastung und die 

Unternehmensbesteuerung auf den OECD-Durch-
schnitt von unter 25 Prozent senken, um die Wettbe-
werbsfähigkeit zu sichern.

Generell sehr wichtig ist für die FDP, dass in die Arbeits-
bedingungen von Selbstständigen nicht hineinreguliert 
wird. Es gehöre zur Selbstständigkeit, auch über Honorare 
zu verhandeln. Sie setzt sich für eine Reform des Status-
feststellungsverfahrens für Selbstständige und eine An-
passung der Altersvorsorge, Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung entsprechend der Erwerbsbiografien ein.

Die Freien Demokraten fordern die Ausweitung des 
Emissionshandels auf den Gebäudesektor. 

Die FDP fordert außerdem ein Ministerium für digi-
tale Transformation, um Kompetenzen in einem Mi-
nisterium zu bündeln. Darüber hinaus fordert sie eine 
flächendeckende und hochleistungsfähige Mobilfunk-
abdeckung durch echten Wettbewerb auf dem Mobil-
funkmarkt sowie ein Glasfasernetz und eine konsequen-
te Hochrüstung bestehender Mobilfunktionsnetze.  

Freie Wähler
Die Freien Wähler wollen die freiberuflichen Struktu-
ren in Deutschland erhalten. Deshalb bekennen sie sich 
ausdrücklich zur freiberuflichen Selbstverwaltung. Ne-
ben dem Erhalt der Berufskammern dürfe das Fremd-
kapitalverbot für die Freien Berufe nicht in Frage gestellt 
werden, um den Einfluss berufsfremder Interessen zur 
Wahrung der Unabhängigkeit in der Ausübung der Frei-
en Berufe zu vermeiden.

Die Freien Wähler wollen die Honorar- und Gebüh-
renordnungen an die neuen Anforderungen und die 
tatsächliche Kostenentwicklung anpassen. Die Gebüh-
renhöhe soll sicherstellen, dass unabhängige und qua-
litativ hochwertige Leistungen zu bezahlbaren Preisen 
erbracht werden können. 

Im Gesundheitsbereich sollen in Anbetracht der ho-
hen Anzahl von Medizinstudentinnen gerade für die 
ärztliche Niederlassung moderne Modelle entwickelt 
werden, die Vereinbarkeit einer eigenen Praxis mit einer 
Familiengründung zu ermöglichen. Die Entwicklung, bei 
der ganze Versorgungsbereiche in einer Hand von In-
vestoren sind, sehen die Freien Wähler sehr kritisch. 

In der Trennung von Planung und Bauen sehen die 
Freien Wähler ein wichtiges Korrektiv. Eine zusammen-
gefasste Vergabe an einen Generalauftragnehmer wer-
de den kleinteilig strukturierten Unternehmen nicht ge-
recht. Sie setzen sich deshalb dafür ein, dass öffentliche 
Aufträge so vergeben werden, dass kleine und mittlere 
Unternehmen Teilaufträge übernehmen können, dass 

die erforderliche digitale Infrastruktur flächendeckend 
für alle Unternehmen verfügbar gemacht wird.

Die Freien Wähler wollen einen grundlegenden Büro-
kratieabbau, der alle Wirtschaftsbereiche und ganz kon-
kret auch die Freien Berufe unterstützt. 

Sie setzen sich generell gegen Steuererhöhungen 
oder die Ausweitung von Steuern ein. 

Einer Einführung von verbindlichen Mindesthonora-
ren für Künstler stehen die Freien Wähler grundsätzlich 
positiv gegenüber. Sie unterstützen die Forderung von 
anerkannten Mindesthonoraren für Ausstellungen. 

Anreize für qualitätsvollen und bezahlbaren Woh-
nungsbau wollen die Freien Wähler über vereinfachte 
Bauordnungen, verbesserte Rahmenbedingungen für 
den sozialen Wohnungsbau und allgemeine Investitions-
anreize für den Wohnbau schaffen. Mit gezielten Förde-
rungen wollen sie den Anteil an Wohnraumeigentümern 
erhöhen. Förderungen, wie die Eigenheimzulage oder ein 
Baukindergeld, müssen bundesweit verstetigt werden. 

Die Freien Wähler setzen sich dafür ein, dass der  
Klimaschutz Verfassungsrang erreicht. Sie wollen eine 
dezentrale Energiewende, bei der regenerative Energie 
und Wärme vor Ort produziert und verbraucht wird. 

Vor allem ländliche Gebiete sollen nach dem Willen 
der Freien Wähler von der Digitalisierung profitieren.

Sie setzen sich dafür ein, dass die erforderlichen  
Mittel für den flächendeckenden Ausbau der digitalen 
Infrastruktur bereitgestellt werden.  


